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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Erler, Gerster (Worms), Kühbacher, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/2430 — 


Aussichten der Genfer Verhandlungen über ein C-Waffen-Verbot und die Gefahren 
einer erneuten Aufrüstung mit chemischen Waffen für die Bundesrepublik 
Deutschland 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 6, Dezember 1988 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


L Zum Stand und den Aussichten der Genfer Verhandlungen über ein 
weltweites C-Waffen-Verbot (CD) 

1 . Sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, ihre bisherigen Prognosen 
zu einem baldigen erfolgreichen Abschluß der Genfer CD-Verhand- 
lungen über ein weltweites C-Waffen-Verbot zu revidieren? 


Die Bundesregierung hält einen baldigen Abschluß der Verhand- 
lungen in der Genfei* Abrüstungskonferenz über ein weltweites 
und verläßlich verifizierbares Verbot chemischer Waffen weiter- 
hin für erreichbar, sofern alle an den Verhandlungen beteiligten 
40 Staaten energisch auf dieses Ziel hinwirken. 


2. Gibt es aus der Sicht der Bundesregierung noch ungelöste Sachpro- 
bleme auf dem Weg zu einem C-Waffen-Verbotsvertrag, und wie be- 
wertet die Bundesregierung diese Hindernisse? 


Obwohl es in den beiden letzten Jahren bedeutende Fortschritte 
zu wichtigen politischen Fragen gegeben hat, bleiben noch eine 
ganze Reihe technisch äußerst komplizierte Sachprobleme auf 
dem Weg zu einem C-Waffen-Verbots-Vertrag zu lösen. Die Bun- 
desregierung ist jedoch davon überzeugt, daß sich bei nachdrück- 
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lichem Einsatz aller Beteiligten bald auch für die noch offenen 
Fragen adäquate und für alle Teilnehmerstaaten akzeptable 
Regelungen finden lassen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des Ausschußvorsitzen- 
den und schwedischen Botschafters Rolf Ekeus, daß alle mihtäri- 
schen und die meisten verifikationstechnischen Probleme gelöst 
seien? 


Da auch die verifikationstechnischen Fragen militärisch relevant 
sind, erscheint es schwierig, zwischen militärischen und verifika- 
tionstechnischen Problemen zu unterscheiden. 

Im übrigen wird auf die Antwort zur Frage 2 verwiesen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung den politischen Willen der Konfe- 
renzteilnehmer, zu einem baldigen erfolgreichen Abschluß der Ver- 
handlungen zu kommen? 


Die Konferenzteilnehmer haben sich für einen baldigen Abschluß 
der CW-Verbots-Verhandlungen ausgesprochen. Jetzt geht es 
darum, diesen politischen Willen durch konkrete Arbeiten am 
Vertragsentwurf in für alle akzeptable Lösungen umzusetzen. 


5. Wie bewertet die Bundesregierung die Prognose des amerikanischen 
Chefunterhändlers Max J. Friedersdorf, vor Ende 1989 sei auf keinen 
Fall mit einem Vertragsabschluß zu rechnen, und kennt die Bundes- 
regierung die Gründe für diese negative Voraussage? 


Die Beweggründe des US-Delegationsleiters bei der Genfer Abrü- 
stungskonferenz, Max. J. Friedersdorf, für seine zeitliche Pro- 
gnose sind der Bundesregierung nicht bekannt, und sie kann sie 
daher auch nicht bewerten. Für die Bundesregierung ist entschei- 
dend, daß sich der amerikanische Präsident wiederholt für die 
baldige Verwirklichung eines umfassenden, wirksam nachprüfba- 
ren und wirklich weltweiten Verbots chemischer Waffen ausge- 
sprochen hat. 


6. Welchen Einfluß hat nach Meinung der Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Vereinigten Staaten seit Dezember 1987 die Produk- 
tion neuer, binärer chemischer Waffen begonnen hat, auf die Er- 
folgsaussichten der Genfer CD-Verhandlungen? 


Der Vertragsentwurf sieht vor, daß Binär-Waffen wie herkömm- 
liche C-Waffen nach Inkrafttreten des CW- Verbots- Abkommens 
in der vorgesehenen Frist vernichtet werden. Der Vertragsentwurf 
berücksichtigt damit auch bereits die toxischen Binär-Substanzen, 
da es für die Kontrolle der Einhaltung eines CW-Verbots nicht nur 
auf die tatsächliche Existenz bestimmter Arten von C-Waffen, 
sondern auf ihre Herstellbarkeit ankommt. 


2 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 1 1 /3665 


7. Sind der Bundesregierung Bedenken von Vertretern der deutschen 
chemischen Industrie gegen Einzelheiten von geplanten Verifizie- 
rungsmechanismen bekannt und wie bewertet sie diese? 


Die Bundesregierung hält im Zusammenhang mit den Genfer 
CW- Verhandlungen engen Kontakt mit dem Verband der chemi- 
schen Industrie. Die von der Bundesregierung in Genf vertretenen 
Positionen finden auch die Unterstützung der chemischen Indu- 
strie, 


II. Zur Rolle von C-Waffen in der westlichen Strategie 

1. Welche Funktion haben chemische Waffen nach Auffassung der 
Bundesregierung in der westlichen Verteidigungsstrategie, und sieht 
sich die Bundesregierung veranlaßt, über eine solche Funktionsbe- 
schreibung erneut nachzudenken? 


In der Kriegsverhinderungsstrategie der westlichen Allianz haben 
chemische Waffen keine eigenständige Rolle als Abschreckungs- 
mittel. Sogar zur Abschreckung eines Einsatzes chemischer Waf- 
fen durch den Warschauer Pakt stützt sich die NATO - wie es im 
Weißbuch des Bundesverteidigungsministeriums von 1983 heißt - 
hauptsächlich auf die konventionellen und die nuklearen Kräfte. 
Chemische Kampfstoffe werden deshalb nur in begrenztem Um- 
fang zur Vergeltung im Falle eines Angriffs mit chemischen Waf- 
fen bereitgehalten. 


2. Ist die Bundesregierung von amerikanischer Seite darüber unterrich- 
tet worden, welche Eigenschaften die neuen binären C-Waffen 
haben, welche weiteren binären C-Waffen- Systeme für die Produk- 
tion vorbereitet werden und welche Aufgaben diese neuen chemi- 
schen Waffen übernehmen sollen, und weiche Auskunft kann die 
Bundesregierung über diese Informationen geben? 


Die binären chemischen Waffen der USA werden keine neuen, 
früher nicht bekannten Gifte enthalten. 

Die Aufgabe der neuen chemischen Waffen ist die gleiche, die die 
chemische Munition seit jeher im Rahmen der NATO-Strategie zu 
erfüllen hatte. 

Die USA haben im Dezember 1987 die Endfertigung binärer 
155 mm Artilleriegranaten begonnen. Die Entwicklung der sog. 
BIG EYE-Bombe, die von Flugzeugen abgeworfen werden würde, 
ist eingeleitet. Eine Endfertigung ist nicht vor 1990 zu erwarten. 

Ebenfalls in der Entwicklung befindet sich binäre Munition für 
das Waffensystem MLRS. Über den Beginn der Produktion oder 
der Endfertigung ist noch nichts entschieden. Eine sog. binäre 
standoff-Waffe befindet sich in der Konzeptphase. 


3. Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerungen von NATO- 
Oberbefehlshaber General Calvin, daß die NATO ein eigenes Poten- 
tial für chemische Abschreckung benötige und dieses in Europa 
stationiert sein solle? 
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Die Bundesregierung hat mit Genugtuung folgende Äußerungen 
General Galvins in einem Interview der Saarbrücker Zeitung vom 
18. Juni 1988 zur Kenntnis genommen: 

„Ausführungen in einem Interview, das ich vor kurzem unter 
anderem zum Thema chemischer Waffen gegeben habe, sind 
falsch interpretiert worden. Wie alle Soldaten bin ich dafür, che- 
mische Waffen abzuschaffen. 

. . . Solange wir aber nicht zu einer weltweiten und überprüfbaren 
Abschaffung von chemischen Waffen gekommen sind, brauchen 
wir noch eine gewisse Menge davon. Dies ist die beste Versiche- 
rung, einen Gegner von einem möglichen Angriff mit chemischen 
Waffen abzuschrecken. Was die Stationierung anbelangt, ist die 
Entscheidung gefallen, keine neuen chemischen Waffen in 
Europa zu stationieren. Ich trage diese Entscheidung mit. 

. . . Ich kann die mir übertragenen Aufgaben auch in der jetzigen 
Situation erfüllen, die vorsieht, keine neuen chemischen Waffen 
zu stationieren. " 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die in der amerikanischen Exper- 
tenstudie „Discriminate Deterrence" enthaltenen Thesen über eine 
Nichtverifizierbarkeit chemischer Abrüstung und die Rolle chemi- 
scher Waffen bei einer künftigen westlichen Verteidigungsstrategie? 


Die in der Expertenstudie vertretene Meinung zur Verifizierbar- 
keit eines CW-Verbots wird von der US-Administration nicht ge- 
teilt. Die Verifikation - hier sind sich alle Beteiligten einig - ist in 
der Tat ein großes Problem. Die Bundesregierung hat sich von 
Anfang an für einschneidende Verifikationsregelungen einge- 
setzt, die den Besitz und die Schaffung eines militärisch relevan- 
ten Potentials chemischer Waffen wirksam ausschließen. Die bis- 
her erzielten Ergebnisse lassen ein solches Verifikationssystem 
erreichbar erscheinen. Die Voraussetzungen hierfür haben sich in 
den letzten Jahren erheblich verbessert. 

Zum zweiten Teil der Frage; Das westliche Bündnis verfügt über 
eine wirksame Strategie, deren fortdauernde Gültigkeit erst kürz- 
lich bei der Tagung der Staats- und Regierungschefs des Nord- 
atlantik-Pakts in Brüssel am 2./3. März 1988 bekräftigt worden ist. 


5. Hat die Bundesregierung diese und ähnliche andere Äußerungen 
von Vertretern der westlichen Allianz zum Anlaß genommen, ihren 
eigenen Standpunkt zur Frage der chemischen Waffen bei den 
Bündnispartnern zum Ausdruck zu bringen, und in welcher Weise 
hat sie dies getan? 


Die Studie „Discriminate Deterrence" stellt, wie der amerikani- 
sche Botschafter in Bonn, Burt, am 13. Januar 1988 bestätigte, 
nicht die offizielle Meinung der amerikanischen Regierung dar. 
Insofern handelt es sich auch nicht um eine Äußerung von Vertre- 
tern der westlichen Allianz. Im übrigen hat die Bundesregierung - 
wie frühere Bundesregierungen — ihren eigenen Standpunkt zur 
Frage der chemischen Waffen und anderen strategischen Fragen 
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stets im Rahmen der bekannten Konsultationsmechanismen des 
Bündnisses zum Ausdruck gebracht und wird dies bei Bedarf auch 
in Zukunft tun. 

Insbesondere hat die Bundesregierung ihren Standpunkt zur Veri- 
fizierbarkeit eines CW-Verbots-Abkommens in der Allianz und in 
der Abrüstungskonferenz mit Nachdruck dargelegt. Auf die Rede 
des Bundesministers des Auswärtigen vor der Abrüstungskonfe- 
renz in Genf am 4. Februar 1988 wird in diesem Zusammenhang 
hingewiesen (Bulletin Nr. 23 vom 10. Februar 1988, Seite 192). 


6. Sieht die Bundesregierung eine einheitliche Auffassung innerhalb 
des westlichen Bündnisses zur strategischen Funktionsbestimmung 
von C-Waffen in Frage gestellt, und was wird sie gegebenenfalls zur 
Wiederherstellung einer gemeinsamen Definition der Rolle von 
C-Waffen veranlassen? 


Das westliche Bündnis vertritt eine einheitliche Auffassung. 


///. Zur sogenannten "Tokio-Vereinbarung" und dem Abzug 
amerikanischer C-Waffen von deutschem Boden 

1. In welcher Form ist die „Tokio -Vereinbarung" zwischen Präsident 
Reagan und dem deutschen Bundeskanzler getroffen worden, nach 
der es keine Stationierung neuer binärer chenüscher Waffen in der 
Bundesrepublik Deutschland geben soll? 


In Form eines Briefwechsels. 


2. Was kann die Bundesregierung auf die Behauptung des Genfer US- 
Botschafters Friedersdorf erwidern, nach denen nur eine mündliche 
Vereinbarung ohne Bindungswirkung für künftige Regierungen be- 
steht? 


Die Bundesregierung verweist auf die Antwort des Staatsministers 
im Auswärtigen Amt Schäfer vom 25. Februar 1988 [Plenarproto- 
koll vom 25. Februar 1988, S. 4257 B auf die Frage 41 der Ab- 
geordneten Frau Götte (SPD) (Drucksache 11/1842)]. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, den Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages den Text der Vereinbarung zur Kenntnis zu geben, und 
wie begründet sie ggf. eine Ablehnung dieses Verlangens? 


Nein. 

Im Hinblick auf die berührten schutzbedürftigen Sicherheitsfra- 
gen haben beide Seiten strikte Vertraulichkeit der Vereinbarung 
vereinbart. 


4. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die bisher in der Bundes- 
repubhk Deutschland stationierten C-Waffen entsprechend dem In- 
halt der „Tokio-Vereinbarung" bis 1992 abgezogen werden? 
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Ja. Die Bundesregierung hat dies bereits wiederholt bestätigt und 
verweist auf die entsprechenden Antworten und Stellungnahmen 
im Plenum und in den zuständigen Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages; zuletzt die Antwort des Staatsministers im Auswär- 
tigen Amt Schäfer vom 25. Februar 1988 auf die Frage 41 der Ab- 
geordneten Frau Götte (SPD) (Drucksache 11/1842). 


5. Wie beurteüt die Bundesregierung, daß entgegen dieser Verein- 
barung die Endfassung des US- Verteidigungsetats unter Punkt 126 
eine Formiilierung enthält, nach der Chemie waffen in Europa nur 
abgezogen werden sollen, wenn sie gleichzeitig durch auf dem 
Territorium wenigstens eines europäischen NATO-Staats zu statio- 
nierende binäre chemische Waffen ersetzt werden? 


Die Bundesregierung verweist auf die Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister der Verteidigung 
Würzbach (Plenarprotokoll vom 25. Februar 1988, S. 4261) auf die 
Frage 95 der Abgeordneten Frau Beer (DIE GRÜNEN) (Druck- 
sache 11/1842). 


6. Wann beginnt der vorgesehene Abzug der auf deutschem Boden 
stationierten amerikanischen C-Waffen und auf welche Weise, bzw. 
wo werden diese Bestände beseitigt? 


Die Bundesregierung verweist auf die Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister der Verteidigung 
Würzbach vom 25. Februar 1988 (Plenarprotokoll vom 25. Februar 
1988, S. 4261) auf die Frage 94 der Abgeordneten Frau Beer 
(Drucksache 11/1842). 


7. Wie definiert die Bundesregierung den Eventualfall und die Bedin- 
gungen, unter denen binäre chemische Wafffen in die Bundesrepu- 
blik Deutschland verbracht werden können? 


Der Eventualfall würde durch Konsultationen der Mitgliedstaaten 
in den pohtischen Gremien des Bündnisses festgestellt werden. 
Die Beratungen dazu könnten eingeleitet werden, wenn die 
Sicherheitslage das in einer Zeit zunehmender Spannungen erfor- 
derlich machen würde. 

„Diese Feststellungen werden durch die Zusicherung des ameri- 
kanischen Präsidenten ergänzt, daß, wie dies bei allen anderen 
wichtigen Bündnisentscheidungen in Sicherheitsfragen der Fall 
ist, umfassende pohtische Konsultationen im Rahmen der NATO 
durchgeführt werden, bevor es zu einer Dislozierung binärer Waf- 
fen in einem Eventualfall kommt. Durch das mit der amerikani- 
schen Seite erreichte Einvernehmen ist damit gewährleistet, daß 
die Bundesrepublik Deutschland für alle Eventualfälle ihre Inter- 
essen auf der Grundlage ihrer ungeschmälerten Souveränität wird 
vertreten können, und das ist ein ganz entscheidender Fortschritt 
für unser Land. " 

(Bundesminister Genscher am 15. Mai 1986 vor dem Deutschen 
Bundestag, Plenarprotokoll Seite 16686). 
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„Auch in einem Eventualfall würde die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Zukunft nicht mehr das einzige Land in Europa sein, in das 
amerikanische chemische Waffen gebracht würden. Das hat der 
amerikanische Präsident ausdrücklich zugesichert. " 

(Bundesminister Dr. Wörner am 15. Mai 1986, Plenarprotokoll 
Seite 16681). 


/V. Zu angeblichen französischen Plänen einer chemischen Aufrüstung 

1. Über welche Informationen zu französischen Plänen, ein eigenes 
C-Waffen-Potential aufzubauen, verfügt die Bundesregierung? 


Nach Kenntnis der Bundesregierung verfügt Frankreich z. Z. nicht 
über chemische Waffen und produziert auch keine. 

Frankreich hält sich jedoch eine Produktionsoption offen und hat 
entsprechende finanzielle Mittel im Programmgesetz eingestellt. 
Auf die jährliche Anfrage des Amts für Rüstungskontrolle der 
WEU hat Frankreich 1987 zur Entwicklung und Produktion sowie 
zu einem möglichen Produktionsbeginn negativ geantwortet. 


2. Teilt die Bundesregierung die Vermutungen des britischen 
C-Waffen-Experten Robinson, daß Frankreich möghcherweise be- 
reits heute über chemische Waffen verfügt und solche in der Bundes- 
republik Deutschland lagert? 


Die Bundesregierung teilt diese Vermutungen nicht. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung französische Pläne, während der 
geplanten zehnjährigen Implementierungsphase nach Abschluß 
eines Vertrages über die C-Waffen-Vernichtung in Genf „security 
Stocks" bis zum Ende dieser Phase vorzuhalten? 


Präsident Mitterand hat vor der VN-Generalversammlung am 
29. September 1988 folgendes erklärt: 

„Meiner Ansicht nach sollten deshalb die CW-Fabriken sofort bei 
Inkrafttreten des Übereinkommens geschlossen und bis zu ihrer 
Zerstörung in der gleichen Weise wie die Bestände internationaler 
Kontrolle unterstellt werden. Frankreich erklärt sich bereits heute 
bereit, unter denselben Bedingungen, d. h. ab Inkrafttreten des 
künftigen Übereinkommens, auf jede Möglichkeit zur Herstellung 
chemischer Waffen zu verzichten. " 

Daraus folgt, daß Frankreich sein „security Stocks" Konzept in der 
bekannten Form nicht weiterverfolgt. 


4. Wie beurteüt die Bundesregierung die Möghchk eiten, über den 
WEU-Vertrag Einfluß auf die französischen C-Waffen-Pläne zu neh- 
men, und wird sie ggf. im WEU- Rat gegen eine Produktion französi- 
scher Chemiewaffen stimmen? 
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Der Brüsseler Vertrag in der revidierten Fassung vom 23. Oktober 
1954 nebst Protokollen sieht keine Zustimmung der Westeuropäi- 
schen Union zur Produktion chemischer Kampfstoffe eines Mit- 
gliedstaates vor. Artikel 3 des Protokolls Nr. III zum Brüsseler 
Vertrag bestimmt: „Ist die Entwicklung der... chemischen Waf- 
fen in dem Gebiet derjenigen Hohen Vertragsschließenden Teile 
auf dem europäischen Festland, die auf das Recht zu deren Her- 
stellung nicht verzichtet haben, über das Versuchsstadium hin- 
ausgediehen, und hat dort die eigentliche Fertigung begonnen, so 
wird die Höhe der Bestände, die die betreffenden Hohen Vertrag- 
schließenden Teile auf dem europäischen Festland unterhalten 
dürfen, vom Rat der Westeuropäischen Union mit einfacher Mehr- 
heit festgesetzt. " 

In Ausführung dieser Bestimmung legt das Rüstungskontrollamt 
der WEU jährlich den Mitgliedstaaten anhand einer Liste die 
Frage vor, ob die Produktion eines chemischen Kampfstoffes auf- 
genommen worden sei. Frankreich hat bisher stets mit „Nein'' 
geantwortet. 

Die Frage nach einem möglichen Stimmverhalten der Bundes- 
republik Deutschland im NWEU-Rat bei der Behandlung Fragen 
der Rüstungskontrolle nach Protokoll Nr. III zum Brüsseler Ver- 
trag ist hypothetischer Natur. Zu hypothetischen Fragen nimmt 
die Bundesregierung nicht Stellung. 


5. Wie schätzt die Bundesregierung den Einfluß der französischen 
C-Waffen-Pläne auf die Chancen eines baldigen Vertragsabschlus- 
ses bei den Genfer CD- Verhandlungen ein? 


Frankreich hat sich wiederholt und mit Nachdruck für ein baldi- 
ges, weltweites und verläßlich nachprüfbares Verbot von CW aus- 
gesprochen. So zum Beispiel in der politischen Erklärung des 
Wirtschaftsgipfels von Toronto und in der jüngsten Rede des 
französischen Staatspräsidenten vor der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen am 29. September 1988. Der französische 
Außenminister hatte bei Ankündigung der C-Waffen-Pläne seines 
Landes vor der Genfer Abrüstungskonferenz am 19. Februar 1987 
klargestellt, daß Frankreich den CW-Verbotsverhandlungen eine 
hohe Priorität gegenüber den CW-Rüstung einräumt. 

Frankreich hat als Depositarstaat des Genfer Protokolls von 1925 
für Januar 1989 zu einer Konferenz nach Paris eingeladen, die vor 
allem das Einsatzverbot für chemische Waffen, wie es das Genfer 
Protokoll vorsieht, bekräftigen und den Verhandlungen der Gen- 
fer Abrüstungskonferenz über ein weltweites und umfassendes 
Chemie Waffen- Verbot einen nachhaltigen politischen Impuls 
geben soll. 


V. Eine chemiewaffenfreie Zone in Mitteleuropa als Großversuch zur 
Verifikation 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Einwände, die neuerdings die 
Vereinigten Staaten gegenüber den in Genf erarbeiteten Verifika- 
tionsmethoden erheben, und die dadurch entstandenen Schwierig- 
keiten, die den erfolgreichen Abschluß der CD -Verhandlungen ver- 
zögern? 
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Angesichts der bis in die jüngste Vergangenheit durch die USA 
geleisteten konstruktiven Beiträge zu den Genfer CW-Verhand- 
lungen ist es ungerechtfertigt, ihnen gegenüber den Vorwurf 
einer Verzögerung der Verhandlungen zu erheben. Die Haltung 
der Vereinigten Staaten gegenüber den in Genf erarbeiteten 
Verifikationsmethoden ist unverändert. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, die bisher in Genf 
erarbeiteten Methoden zur Kontrolle der Einhaltung eines C-Waf- 
fen-Verbots in einer chemiewaffenfreien Zone in Mitteleuropa zu 
erproben, falls die Genfer CD- Verhandlungen über ein globales 
C-Waffen-Verbot weiter verzögert werden? 


Die Bundesregierung ist überzeugt, daß jetzt alle Kräfte auf den 
baldigen Abschluß der weit fortgeschrittenen Verhandlungen 
über ein weltweites CW-Verbot konzentriert werden sollten. Ver- 
handlungen über CW-freie Zonen könnten die Probleme einer 
globalen CW-Verbotskonvention nicht lösen und würden deren 
Abschluß lediglich verzögern. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die von der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei (PVAP) zusammen mit der SPD am 12. Februar 1988 
abgegebene Erklärung aufzugreifen - „Sollte sich der vorrangige 
Abschluß des Vertrages weiter verzögern, müßte auch hier ein Ein- 
stieg über eine chemiewaffenfreie Zone gesucht werden, wie sie von 
SPD und SED ausgearbeitet und vorgeschlagen wurde. “ - und auf 
diese Weise auch Polen für eine chemiewaffenfreie Zone zu ge- 
winnen? 


Siehe Antwort auf Frage 2. 


4. Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Auffassung, der vorgesehene 
einseitige Abzug der amerikanischen C-Waffen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland sei für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land besser, als wenn - bei einem Stillstand der Genfer CD-Verhand- 
lungen - C-Waffen auf der Grundlage eines Vertrages kontroUiert 
auch aus der DDR und der CSSR sowie möghcherweise auch aus 
Polen abgezogen werden, und wie begründet die Bundesregierung 
diese Auffassung? 


Von einem Stillstand der Genfer CD- Verhandlungen kann keine 
Rede sein. Die Arbeiten an einem weltweiten CW-Verbot werden 
in der Abrüstungskonferenz intensiv vorangetrieben. 

Eine C-Waffen-freie Zone unter Einschluß der Bundesrepublik 
Deutschland, wie sie von der DDR und der CSSR mehrfach vorge- 
schlagen wurde, würde für die Bundesrepublik Deutschland kei- 
nen Sicherheitsgewinn bringen. Bei Fortbestand der CW-Rüstun- 
gen in den Nachbarländern wäre ein auf die Zone begrenztes 
CW-Verbot nahezu unkontrollierbar. Mißtrauen und Unsicherheit 
wären die unausbleibliche Folge. Im übrigen könnte ein regiona- 
les Abkommen die rasche Zuführung von CW in die Zone im 
Ernstfall nicht verhindern. Die Bundesregierung bleibt daher bei 
ihrer Aufassung, daß allein ein weltweites Verbot der chemischen 
Waffen eine verläßliche Lösung bringen kann. 
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5. Kann die Bundesregierung überhaupt regionale Abrüstungs- 
abkommen in Ermangelung weltweit gültiger Verträge als gangbare 
Zwischenschritte anerkennen, und sieht sie bei chemischen Massen- 
vemichtungswaffen einen verstärkten oder weniger dringhchen 
Handlungsbedarf zu solchen Zwischenschritten, falls ein globales 
C-Waffenverbot immer wieder hinausgezögert wird? 


Aus den in den Antworten zu den Fragen V/2, 3 und 4 dargeleg- 
ten Gründen hält die Bundesregierung Zonenlösungeü für unge- 
eignet als Zwischenschritt zu einem weltweiten CW-Verbots-Ab- 
kommen. 

Auf anderen Gebieten der Abrüstung und Rüstungskontrolle kön- 
nen regionale Ansätze demgegenüber sinnvoll sein, wenn ge- 
währleistet wird, daß keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit 
entstehen. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Leiters des 
Planungsstabes im BMVg in der Zeitung DIE ZEIT vom 20. Mai 1988 
- „Schließlich mehren sich allenthalben die Erkenntnisse, daß die 
Sowjetunion ihr gewaltiges chemisches Potential deshalb als obsolet 
betrachtet, weil die biogenetische Forschung ungleich wirkungs- 
vollere Waffen an die Hand gibt. " -, verfügt sie über solche Erkennt- 
nisse, und wenn ja, um weiche handelt es sich dabei im einzelnen? 


Die Sowjetunion betreibt intensive und breitgefächerte Forschun- 
gen auf gentechnologischem/biotechnologischem Gebiet unter 
anderem in Verbindung mit militärischen Stellen, die in erheb- 
lichem Maße unter Bedingungen der Geheimhaltung stattfinden. 
Auch der Bericht der Enquete-Kommission „Chancen und Risiken 
der Gentechnologie" des 10. Deutschen Bundestages (Drucksa- 
che 10/6775) befaßt sich mit der Gefahr der potentiellen Anwen- 
dung gentechnologischer Forschung zu militärischen Zwecken. 
Die Bundesregierung verfügt über Informationen, daß die sowjeti- 
schen Forschungsaktivitäten auf gentechnologischem/biotechno- 
logischem Gebiet auch als militärisch relevant einzustufen sind. 
So zitiert die Washington Times vom 8. März 1988 den Leiter der 
sowjetischen Nachrichtenagentur NOVOSTI, V. Falin, mit der 
Aussage, die Sowjetunion könnte das amerikanische SDI-Pro- 
gramm beispielsweise mit gentechnologischen Maßnahmen kon- 
tern. 
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